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1. URSACHEN UND THERAPIEMÖGLICHKEITEN FÜR DIE PATHOLOGISCHE ENTWICKLUNG 
DER DEUTSCHEN STAATSVERSCHULDUNG 
 
Auch wenn Deutschland eine der drei Beschränkungen des Europäischen Stabilitäts- 
und Wachstumspaktes (ESWP) – das Defizitkriterium – im Jahre 2006 endlich einmal 
wieder einhält, kann man sagen, dass sich die deutsche Staatsverschuldung vorerst 
weiterhin pathologisch entwickelt: Es „kann von einer Entwarnung in Bezug auf die 
Lage der öffentlichen Haushalte keinesfalls die Rede sein“ (Sachverständigenrat 2006, 
Ziff. 389). Dies spiegelt sich darin, dass das Schuldenstandskriterium des ESWP mit 
einem Wert von 67,9% des BIP nach wie vor nicht erfüllt wird (Sachverständigenrat, 
ebd.), dass der geforderte und von der Bundesregierung auch erwartete Abbau des 
strukturellen Defizits in den nächsten Jahren unsicher erscheint (Deutsche Bundesbank 
2006, 10; Ottnad 2006, 53-55), dass die langfristige Entwicklung des Schuldenstandes 
selbst nach dem – wohl eher optimistischen – Tragfähigkeitsbericht des 
Bundesfinanzministeriums jedenfalls dann eine bedrohliche Größenordnung annehmen 
wird, wenn politisch nicht wesentlich mehr als bisher unternommen wird 
(Bundesministerium der Finanzen 2005, 27), und dass ohne deutliche Primärüberschüsse 
– ganz zu schweigen von Primärdefiziten, wie es sie in den letzten Jahren gab – mit 
einem Anstieg des Standes der expliziten Staatsverschuldung bis 2050 auf über 200% des 
BIP gerechnet werden müsste (Ottnad 2006, 142-144; Schemmel 2006, 51-55). 
 
Vor diesem Hintergrund erscheint eine Erdrosselung der Handlungsfähigkeit des Staates 
insbesondere dann immer noch als eine realistische Gefahr, wenn trotz des ab 2020 
drohenden Anstiegs der Alters- und Gesundheitssicherungsausgaben 
(Bundesministerium der Finanzen 2006a, 14) keine wirklichen Reformen unpopulärer 
Art bei diesen Ausgaben getroffen werden und wenn sich die Differenz zwischen 
Zinssatz- und Wachstumsrate längerfristig erhöht. Da beides nicht unwahrscheinlich 
erscheint, muss nach Möglichkeiten gesucht werden, neben der impliziten auch die 
explizite Staatsverschuldung wirksam einzudämmen, und zwar so, dass dauerhafte 
Primärüberschüsse erzielt werden: „Eine dauerhafte Verringerung der Summe aus 
explizitem und implizitem Schuldenstand des Staates, d.h. eine Verringerung der 
Tragfähigkeitslücke in den öffentlichen Haushalten, setzt die Erzielung struktureller 
Primärüberschüsse voraus“ (Sachverständigenrat 2006, Ziff. 382). In der Mittelfrist-
forderung des ESWP ist man sogar noch weiter gegangen: Man hat Abschied von der so 
genannten „Goldenen Regel“ des Artikel 115 GG als Leitlinie für die 
 - 2 - 
Haushaltsentwicklung genommen und fordert, dass konjunkturbereinigt ein wenigstens 
ausgeglichener Haushalt angestrebt werden soll (Gandenberger 2004, 54 f.). Dies wird 
von manchen Ökonomen als zu weitgehend angesehen, weil es zu Wohlfahrtsverlusten 
führt, die im Prinzip unnötig wären; statt dessen wird eine Defizitbegrenzung auf 
„produktive“ (d.h. angebotsvergrößernde) Investitionen gefordert (Neumann 2006, 151-
154). Auch die Tatsache, dass spätere Generationen aufgrund des technischen 
Fortschritts reicher sein werden, ist als Grund für eine beschränkte Kreditfinanzierung 
angeführt worden (Sachverständigenrat 2006, Ziff. 405). Der Sachverständigenrat (2006, 
Ziff. 406) hat einen Vorschlag dafür gemacht, wie man den Investitionsbegriff vor 
diesem Hintergrund sinnvoll operationalisieren könnte. Eine nähere Inspektion dieses 
Operationalisierungsvorschlags macht allerdings gleichzeitig deutlich, dass eine politische 
Umsetzung mit hoher Wahrscheinlichkeit dazu führen würde, dass auch ein durch 
Auslegungsregeln ergänzter Artikel 115 GG materiell verletzt würde: Komplizierte 
Auslegungsvorschriften stellen immer auch einen Nährboden für „kreative 
Buchführung“ dar. Unter Berücksichtigung der dysfunktionalen Verschuldungsanreize 
der Politiker erscheint die leichter kontrollierbare ESWP-Forderung nach einem 
mittelfristig auszugleichenden Budget deshalb als durchaus angemessen.  
 
Als Hauptursachen für die pathologische Entwicklung der Staatsverschuldung kann man 
zwei Schwachstellen ausmachen: Zum einen sind die (heutigen) rechtlichen Be-
schränkungen der Kreditfinanzierung von Bund- und Länderhaushalten zu wenig 
wirksam, und zum anderen wird das Verschuldungsverhalten von Bund und Ländern zu 
schlecht koordiniert. Deshalb bieten sich zwei Ansatzpunkte zur Problemlösung an: 
 
∗ die verfassungsmäßige Verankerung eines Haushaltsrechts, das zu einer 
effektiven Schuldenbegrenzung in der Lage ist, und 
∗ eine Aufteilung der Verschuldungsbefugnisse im Bundesstaat, die den 
Erkenntnissen der finanzwirtschaftlichen Föderalismustheorie und der 
Ökonomischen Theorie der Politik entspricht. 
 
Dass das heutige Haushaltsrecht nicht in der Lage ist, die Verschuldungstätigkeit des 
Staates effektiv zu beschränken, ist in der Literatur und wohl auch unter (Fach-) 
Politikern herrschende Meinung. Der Sachverständigenrat (2006, Ziff. 405-408) hat 
deshalb mit Blick auf die negativen Wachstumswirkungen der öffentlichen Verschuldung 
und die Benachteiligung späterer Generationen wie gesagt eine Neuinterpretation des 
Artikels 115 GG und eine Erleichterung seiner verfassungsgerichtlichen Überprüfung 
angeregt. Im Folgenden wird ein anderer Weg vorgeschlagen: Bis zum Ende der 1960er 
Jahre war die deutsche Staatsverschuldung ausgesprochen maßvoll. Die 
Schuldenstandsquote betrug deshalb 1970 nur 18,6% (Sachverständigenrat 2006, 542). 
Deshalb wird im nächsten Abschnitt vorgeschlagen, in modifizierter Form für die 
Länder und Gemeinden zu den Haushaltsvorschriften zurück zu kehren, die bis 1969 
gegolten und sich als „Schuldenbremsen“ erwiesen haben.  
 
Die Aufteilung der Verschuldungskompetenzen zwischen dem Bund und den Ländern 
wirkt in Deutschland ebenfalls schuldentreibend. Das wird deutlich, wenn man 
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Deutschland einmal mit anderen föderalistischen Staaten in der EWU vergleicht. Dies 
wird im Kasten 1 (S. 3a) näher erläutert. 
 
Man sieht hier das Ergebnis eines Vergleichs der Erfolge föderalistischer EWU-Staaten 
bei der Einhaltung des ESWP. Erklärte Größe ist die Performance-Variable δ. Diese 
ergibt sich aus einer von 1-5 reichenden Kategorienskala für die Erfüllungsgrade der 
Kriterien des ESWP seit 1999 und zeigt den Sicherheitsabstand zur Notenklasse 5 
(ungenügend). Der Maximalwert von δ beträgt deshalb 4. Als erklärende Variable 
fungiert der Dauerbeherrschungsgrad γ. Diese Variable beschreibt die Ergebnisse von 
Schätzungen darüber, wie groß die Wahrscheinlichkeit dafür ist, dass der Zentralstaat die 
nationale Gesamtverschuldung unter seiner Kontrolle halten kann, oder – anders 
ausgedrückt – wie groß der Konzentrationsgrad der Verschuldungsmacht im jeweiligen 
EWU-Land ist. 
 
Die δ-γ-Funktion zeigt, dass in föderalistischen Staaten, in denen der Zentralstaat die 
Gesamtverschuldung über einen nationalen Stabilitätspakt und/oder über 
verfassungsmäßige Verschuldungsverbote für die Gliedstaaten beherrscht, eine eindeutig 
bessere Verschuldungsperformance erreicht wurde als in Staaten wie z.B. Deutschland, 
in denen das nicht der Fall ist. Ein solches Ergebnis konnte man sowohl auf der Basis 
der finanzwirtschaftlichen Föderalismustheorie erwarten als auch auf der Basis 
politikökonomischer Überlegungen (detailliert hierzu Grossekettler 2005, 70 f.): Erstere 
spricht nur dem Zentralstaat die Fähigkeit zu einer wirksamen Stabilitätspolitik zu; 
letztere knüpft an der Tatsache an, dass die Öffentlichkeit stets allein den 
Bundesfinanzminister für eine schlechte Verschuldungsperformance verantwortlich 
macht, nicht aber die Ministerpräsidenten und Landesfinanzminister. Es ist zwar richtig, 
dass der Schuldenstand der Länder nur halb so hoch ist wie der des Bundes (Schemmel 
2006, 45) und dass der Anteil der Nettoneuverschuldung der Länder und Gemeinden am 
gesamtstaatlichen Defizit 2006 auf fast 25% gefallen ist (Sachverständigenrat 2006, Ziff. 
383); aber auch diese Werte stellen ganz offensichtlich keine Quantité négligeable dar. 
Die Beteiligung sowohl des Bundes als auch der Länder an der pathologischen 
Entwicklung spiegelt sich auch in den Zahlen der Überschreitungen der 
Normalverschuldungsgrenze des Artikel 115 GG: In den Jahren 2002 bis 2004 haben 
nicht nur der Bund, sondern jeweils auch zwischen 7 und 10 Bundesländer diese Grenze 
überschritten, und bei manchen Ländern wie z.B. Berlin können solche 
Überschreitungen geradezu als chronisch angesehen werden (Schemmel 2006, 42-45). 
Dies geschieht natürlich stets mit der Ausrede, eine Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts abwehren zu wollen, einer Standardausrede, die von Politikern in 
beliebigen Situationen vorgebracht wird und die in den meisten Fällen theoretisch und 
empirisch abgestützten Erkenntnissen widerspricht (Sachverständigenrat 2006, Ziff. 396 
f.). Vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen hat der Wissenschaftliche Beirat beim 
BMF (2003) Vorschläge für einen wirkungsvolleren nationalen Stabilitätspakt gemacht, 
die bis heute allerdings noch nicht aufgegriffen wurden. Während der Beirat sich stark 
am rechtlichen Status quo orientiert hat, soll im Folgenden eine Lösung präsentiert 
werden, die auf eine radikale Neuordnung des Haushalts- und Verschuldungsrechts 
hinausläuft und auf eine effektive Verschuldungsbegrenzung und eine klare 
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Kasten 1
Stabilitätsperformance in Abhängigkeit vom Dauerbeherrschungsgrad
Dauerbeherrschungsgrad γ
S-
Pe
rfo
rm
an
ce
 δ
δ=δ(γ)
0,00
0,50
1,00
1,50
2,00
2,50
3,00
3,50
4,00
0,00 0,10 0,20 0,30 0,40 0,50 0,60 0,70 0,80 0,90 1,00
Belgien
[0,51; 2,7]
Deutschland
[0,07; 0,0]
Österreich
[0,75; 3,0]
Spanien
[0,85; 4,0]
 
4,00,85Spanien
3,00,75Österreich
0,00,07Deutschland δ =   -0,20          +        4,81γ(p = 0,71)          (p = 0,02)
R² = 0,95
2,70,51Belgien
Regression δ = a + bγδγStaat
Quelle: in Anlehnung an Grossekettler (2005, 75).
^^
 
 - 4 - 
Verantwortungsstruktur zielt. Diese Lösung wird in zwei Schritten vorgestellt: Zunächst 
wird der angestrebte Zielzustand geschildert; anschließend wird dann gefragt, wie dieser 
Zielzustand in einer Weise erreicht werden könnte, die im Prinzip allen Beteiligten als 
ökonomisch und politisch vorteilhaft erscheinen könnte. 
 
 
2. DER ZIELZUSTAND: ZENTRALISATION UND BESCHRÄNKUNG DER 
VERSCHULDUNGSKOMPETENZEN BEI VERSTETIGTEN LÄNDER- UND 
GEMEINDEEINNAHMEN 
 
Nimmt man in einem Gedankenexperiment für einen Moment einmal an, man wollte die 
Verschuldungskompetenzen für einen noch schuldenfreien Bundesstaat im Licht der 
finanzwissenschaftlichen Föderalismustheorie und der politikökonomischen 
Erfahrungen in einem Verfassungsvertrag ordnen, böte sich die folgende Lösung an: 
 
(1) Länder- und Gemeindeetats sollten vorwiegend Allokationshaushalte sein: Sie 
benötigten deshalb 
∗ Einnahmen, die sich frei von Konjunkturschwankungen entwickeln, und 
∗ das Recht, die Finanzierung größerer Investitionsvorhaben über eine 
objektorientierte Schuldaufnahme zeitlich zu strecken. 
Ein Recht zur konjunkturellen Verschuldung ist dagegen nicht erforderlich und 
wäre sogar unsachgemäß. 
 
(2) Der Bundesetat ist dagegen auch Stabilisierungshaushalt. Sieht man das Konzept 
der antizyklischen Stabilisierungspolitik aufgrund der weltweit schlechten 
Erfahrungen als überholt an, benötigt er deshalb die gleichen Verschuldungsrechte 
wie die Länder, muss darüber hinaus aber auch die konjunkturellen Schwankungen 
des Steueraufkommens im Wege einer Verstetigungspolitik auffangen können.  
 
Diesen Funktionserfordernissen kann man folgendermaßen Rechnung tragen: 
 
(1) Die Länderhaushalte werden in Anlehnung an die heutige Gestaltung der 
Gemeindehaushalte als zweigeteilte Budgets geführt, d.h. das Gesamtbudget wird in 
einen Verwaltungs- und einen Vermögenshaushalt aufgeteilt. Anders als es heute 
bei den Gemeinden üblich ist (Zimmermann 1999, 271-276), sollten die Zinsen 
dabei jedoch bei allen Gebietskörperschaften im Vermögenshaushalt verbucht und 
den zugehörigen Investitionsobjekten zugeordnet werden, um die 
Objektorientierung der Verschuldung und damit deren Einnahmen-
Glättungscharakter besser überprüfen zu können. Im Vermögenshaushalt ist 
sodann solange eine objektorientierte Verschuldung zur Finanzierung größerer 
Investitionsvorhaben erlaubt, wie der Verwaltungshaushalt mit einem Überschuss 
abschließt, der wenigstens zur Bedienung der aufgelaufenen Kapitaldienstpflichten 
ausreicht. Der Gesamthaushalt darf bei Ländern und Gemeinden folglich nicht 
defizitär sein.  
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(2) Auch das Budget des Bundes wird in Teilhaushalte zerlegt. Zum Verwaltungs- und 
zum Vermögenshaushalt tritt hier jedoch noch ein Stabilisierungshaushalt hinzu. 
Dieser hat die Aufgabe, dem Bund eine Verstetigungspolitik zu erlauben, die seinen 
Gesamthaushalt nicht jährlich, sondern nur über einen Konjunkturzyklus hinweg 
ausgleicht oder – anders ausgedrückt – der in konjunktureller Hinsicht einzig und 
allein die automatischen Stabilisatoren wirken lässt. Bei der Bestimmung seines 
Umfangs könnte man sich am Schweizer Modell einer Schuldenbremse orientieren 
(Sachverständigenrat 2006, 312 f.). 
 
(3) Um sicher zu stellen, dass Länder und Gemeinden über stetige, von 
Konjunkturschwankungen freie Einnahmen verfügen können, muss der Bund alle 
Konjunkturschwankungen alleine abfedern. Dies bedeutet, dass das 
Steueraufkommen zwischen Bund und Ländern trendorientiert aufgeteilt werden 
muss und dass die Länder die Gemeindefinanzierung in vergleichbarer Weise 
stabilisieren müssen, etwa nach dem Vorbild des rheinland-pfälzischen 
Stabilisierungsfonds (Deubel 2004; Müller/Meffert 2005). „Trendorientierte 
Aufteilung des Steueraufkommens“ heißt, dass der Bund den Ländern jeweils 
diejenigen Einnahmen garantiert, die ihnen bei gegebener Verteilung der 
Steuerertragsrechte in einer Wirtschaft ohne Konjunkturschwankungen zugeflossen 
wären.  
 
Die trendorientierte Aufteilung des Steueraufkommens ließe sich im Prinzip schon auf 
der Basis der heutigen Verteilung der Ertragskompetenzen erreichen. Diese Verteilung 
der Steuererträge über die primären Steuereinnahmen und den Bund-Länder-
Finanzausgleich gewönne dann aber sehr stark den Charakter eines Zuweisungssystems, 
das einem vertikalen Finanzausgleich mit horizontalem Effekt gleicht. Deshalb liegt die 
Idee nahe, den horizontalen Finanzausgleich gemäß Artikel 107 Absatz 2 GG abzulösen, 
den es in dieser Art sonst nirgends auf der Welt gibt (Schneider 2006, 31) und mit dem 
sich Deutschland ein einmalig kompliziertes, undurchschaubares und streitanfälliges 
Verteilungssystem geschaffen hat. Das wird auch von manchen Vertretern der 
Finanzpolitik und der Finanzverwaltung so gesehen. So hat der ehemalige 
Finanzstaatssekretär Halsch (2006) den Gedanken ins Spiel gebracht, dass man dem 
Bund die vollen Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Ertragskompetenzen über die 
Einkommen-, Körperschaft-, Gewerbe- und Umsatzsteuer mit der Auflage zuteilen 
könnte, Länder und Gemeinden quotal zu beteiligen, und dass man den Ländern die 
Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen über die übrigen Länder- und 
Gemeindesteuern übertragen und sie zu einer Beteiligung der Gemeinden an den 
Erträgen verpflichten könnte. Und der Berliner Finanzsenator Sarrazin (2006) hat mit 
Verweis auf die Reichsfinanzreform zu Beginn der Weimarer Republik darauf 
hingewiesen, dass man sämtliche Besteuerungskompetenzen für alle Steuern außer den 
kleineren Kommunalsteuern dem Bund mit der Verpflichtung übertragen könnte, die 
Länder mit ihren Gemeinden quotal an den Steuereinnahmen zu beteiligen.  
 
Ist man bereit, solche Gedanken aufzugreifen, liegt es nahe, sich nach internationalen 
Vorbildern für einen solchen vertikalen Finanzausgleich mit horizontalem Effekt 
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umzusehen. Tut man dies, stößt man auf Australien, das über ein solches System verfügt 
und wo alle Besteuerungskompetenzen beim Bund (Commonwealth) zentralisiert sind 
(McLean 2002; Schneider 2006, 32; Spahn/Shah 1995). Man müsste ein solches System 
nur noch mit der Idee einer Konjunkturstabilisierung der Transfers für die Länder und 
Gemeinden kombinieren.  
 
Da die Länder- und Gemeindehaushalte im Zielzustand ausgeglichen sein sollen, wäre es 
im Prinzip systemfremd, sie mit Zinsausgaben zu belasten, die aus einer Vergangenheit 
mit anderen Regelungen stammen. Deshalb wäre es sinnvoll, eine weitere Idee von 
Halsch (2006) aufzugreifen und dem Bund alle Altschulden und Zinslasten zu 
übertragen. Sie könnten zusammen mit seinen eigenen Lasten in einem 
Bundesschuldenfonds zusammengefasst werden, auf dessen Finanzierung noch 
einzugehen ist (vgl. Abschnitt 3). Realisierte man diesen Vorschlag, entstünde eine 
Kompetenzverteilung, die exakt der geforderten entspricht: Die Länder verfügten dann 
über Einnahmen, die von Konjunkturschwankungen befreit wären und an denen sie ihre 
Kommunen über jeweils individuelle schwankungsfreie Zuweisungen beteiligen könnten, 
und der Bund wäre Herr der Stabilitätspolitik. Er müsste diese Kompetenz aber im 
Sinne einer Verstetigungspolitik nutzen und sein Budget folglich über einen 
Konjunkturzyklus hinweg ausgleichen. Dies wäre ein ausgesprochen Maastricht-
freundliches institutionelles Arrangement.  
 
Das bisher skizzierte Kernmodell hätte im Vergleich zu heute außer der sinnvollen 
Zuordnung und Finanzierung von Allokations- und Stabilisierungsaufgaben eine Reihe 
von weiteren Vorteilen:  
 
∗ Der für Bürger und wohl auch Parlamentarier undurchsichtige und zum Teil in 
sich widersprüchliche Bund-Länder-Finanzausgleich könnte zugunsten eines 
vertikalen Zuweisungssystems mit horizontalen Effekten entfallen, das 
einsichtigen Kriterien genügt, die in einem Maßstäbegesetz formuliert werden 
könnten. Solch ein Zuweisungssystem wäre viel einfacher zu durchschauen 
und damit weniger missbrauchsanfällig als der heutige Finanzausgleich. Hinzu 
käme, dass die Länder in diesem System nichts aus „eigenen“ 
Steuereinnahmen abgeben müssen – finanzpsychologisch sicher ein großer 
Vorteil.  
∗ Ein Haushaltsnotlagenverfahren – etwa das von Fiedler et al. (2006) 
vorgeschlagene – könnte in dieses System integriert werden. Es würde sich in 
einer Änderung der Zuweisungsstruktur niederschlagen, verlöre aber an 
Bedeutung, denn das Verschuldungsverbot würde die wichtigste Ursache für 
Haushaltsnotlagen beseitigen. Über Änderungen der Zuweisungsstruktur 
könnte man auch verhindern, dass es zu institutionell bedingten 
Fehlprogrammierungen wie etwa zu der momentanen durchaus drohenden 
Gefahr kommt, dass in Deutschland ausgerechnet bei den für die 
Wettbewerbsfähigkeit in der Zukunft so wichtigen Bildungsausgaben gespart 
wird.  
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∗ Der Bund gewönne die volle Verfügungsgewalt über die Struktur und das 
Niveau des Steueraufkommens und könnte rasch auf äußere 
Herausforderungen im Zuge der Globalisierung und des internationalen 
Steuerwettbewerbs reagieren.  
∗ Der Mogelwettbewerb zwischen den Ländern mit zum Teil gewollten 
Effektivitätsmängeln bei der Steuerprüfung entfiele. Das heutige 
Anreizdilemma der Gebietskörperschaften mit seiner Prämierung einer 
strategischen Verschuldung (Jochimsen/Konrad 2006, 21-23) entfiele 
ebenfalls und damit auch die dysfunktionale Nutzung der Staatsverschuldung 
durch manche Länder zur unsoliden Finanzierung von Leistungen, auf die 
solidere Länder verzichten.  
∗ Und die Schuldenstrukturpolitik des Bundesschuldenfonds könnte schließlich 
so angelegt werden, dass aus der Sicht der Bürger eine sichere und jederzeit 
verfügbare Anlagemöglichkeit für Altersruhegeldrücklagen entsteht, eine 
Kapitalanlagemöglichkeit, wie sie in Deutschland noch weitgehend fehlt. Auch 
die Rücklagen, die Bund und Länder neuerdings für ihre Beamten bilden, 
könnten in Papieren dieses Fonds angelegt werden. 
 
Das Kernmodell hätte auch Nachteile; diese sind jedoch beseitigbar: 
 
∗ Mit dem Zuweisungssystem könnte der Mangel verbunden sein, dass Länder 
und Gemeinden weniger stark an der Ansiedlung von Unternehmen 
interessiert sind. Dem ließe sich abhelfen, indem man in den 
Zuweisungsschlüssel neben der Einwohnerzahl auch die Zahl der 
Arbeitsplätze als Zuweisungskriterium aufnähme.  
∗ Aus der Sicht der Länder entfiele mit dem Wegfall der Verschuldung ein 
autonomer Gestaltungsspielraum auf der Einnahmenseite ihrer Budgets – und 
das, obwohl auf der Ausgabenseite doch schon Vieles vom Bund vorgegeben 
wird. Als Abhilfe käme insbesondere ein begrenztes Steuerzuschlagsrecht bei 
der Einkommenssteuer in Frage (Sachverständigenrat 2003, Ziff. 513; 
Wissenschaftlicher Beirat beim BMF 2000, 25-27). Solche Zuschläge 
entsprächen dem sog. Kongruenzprinzip, d.h. der Forderung nach fiskalischer 
Äquivalenz und ungeteilter demokratischer Nutzen-Kosten-Verantwortung 
(Grossekettler 2006, 17; Zimmermann 1999, 41 u. 89 f.). Gleichwohl haben 
sich die Gemeinden bisher mit dem Verweis auf die Stadt-Umland-
Problematik gegen die Einführung solcher Zuschläge gewandt, und bei den 
Stadtstaaten spielte dieses Argument ebenfalls eine Rolle. Hierauf wird gleich 
eingegangen. Dass auch viele Landespolitiker gegen die Einführung von 
Zuschlagsmöglichkeiten plädiert haben, dürfte dagegen weniger auf 
Sachproblemen als auf Fehleinschätzungen und einer Scheu vor Wettbewerb 
beruhen. Jedenfalls gibt es keine Erfahrungen, welche die These stützen, dass 
ein innerstaatlicher Steuerwettbewerb ruinös wäre, und die Schweizer 
Erfahrungen sprechen dagegen (Schneider 2006, 34 f.).  
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∗ Bei den Stadtstaaten spielen wie gesagt positive Spillovereffekte eine Rolle. 
Diesen könnte jedoch über Ergänzungszuweisungen Rechnung getragen 
werden. Das Stadt-Umland-Problem in den Flächenländern könnte in 
vergleichbarer Weise im Kommunalen Finanzausgleich gelöst werden.  
∗ Ein besonders gewichtiger Nachteil wäre es, wenn der Bund die Zuweisungen 
an die Länder (einschließlich ihrer Kommunen) völlig autonom gestalten 
könnte; vermutlich wäre dies sogar ein Verstoß gegen das Föderalismusgebot 
des Grundgesetzes. Dem ließe sich jedoch dadurch entgegenwirken, dass die 
Quote der Zuweisungen am BIP und die Struktur von Schlüssel- und 
Ergänzungszuweisungen nach Maßgabe eines Maßstäbegesetzes über ein 
zustimmungsbedürftiges Bundesgesetz festgelegt werden müssen. Damit es 
hier nicht zu Blockaden kommt, könnte man vom Status quo als Startwert 
ausgehen und die Aufteilungsregeln so lange beibehalten, wie weder der Bund 
noch eine Bundesratsmehrheit Einwände erhebt. Kann man sich bei 
Einwänden weder im Finanzplanungsrat noch im Vermittlungsausschuss 
einigen, sollte – analog zur Tätigkeit der Grants Commission in Australien – 
ein Schlichtungsverfahren greifen. Dies könnte nach der Methode der so 
genannten Pendelschlichtung ausgestaltet werden. Hierbei müssen beide 
Parteien einem Schiedsgremium einen Kompromissvorschlag vorlegen, und 
dieses Gremium wählt dann einen Vorschlag aus. Das Schlichtungsgremium 
könnte nach Kriterien zusammengesetzt werden, wie sie der Wissenschaftliche 
Beirat beim BMF (1992, 64) vorgeschlagen hat. Eine Pendelschlichtung würde 
sowohl der rechtlichen Gleichwertigkeit von Bund und Ländern als auch der 
Forderung gerecht, dass der letztlich realisierte Aufteilungsvorschlag von 
einem politisch legitimierten Gremium stammen sollte. Die 
Schlichtungsmethode würde beide Seiten dazu anhalten, die Interessen der 
Gegenseite in ihren Vorschlägen zu berücksichtigen, weil man sonst damit 
rechnen müsste, dass die Schlichter den jeweils anderen Vorschlag als objektiv 
vorziehenswert aussuchen. 
 
Nach Berücksichtigung der Einwände ergäbe sich damit insgesamt ein Zielzustand, 
dessen Hauptmerkmale in dem folgenden Kasten 2 (S. 8a) beschrieben werden. Die 
Realisation dieses Zustandes wäre aus volkswirtschaftlicher Sicht eindeutig eine 
Verbesserung im Vergleich zum Status quo. Aus der Sicht der Landespolitiker könnte 
der volkswirtschaftliche Vorteil jedoch weniger wiegen als der Verlust der heutigen 
Verschuldungsmöglichkeiten. Deshalb soll nun überlegt werden, ob es einen Weg zur 
Realisation des Zielzustandes gibt, der aus der Sicht aller Beteiligten subjektiv 
vorziehenswert erscheinen könnte.  
 
 
3. EIN POTENZIELLER WEG ZUM ZIEL 
 
Mit Hilfe des im Kasten 2 beschriebenen Zuweisungssystems kann die heutige 
Verteilung der Primärhaushaltsmittel des Bundes und aller einzelnen Länder für einen 
 - 8a - 
Kasten 2
Hauptcharakteristika des Zielzustandes
Der Zielzustand ist durch die folgenden Hauptmerkmale gekennzeichnet:
(1) Haushaltsgestaltung der Länder und Gemeinden: 
Zweiteilung der Haushalte in einen Verwaltungs- und einen Vermögenshaushalt, objektorientierte 
Verschuldung im Vermögenshaushalt bei ausreichender Zuführung aus dem 
Verwaltungshaushalt, d.h. (wenigstens) ausgeglichener Gesamthaushalt
(2) Haushaltsgestaltung des Bundes:
Zum Verwaltungs- und Vermögenshaushalt tritt ein Stabilisierungshaushalt hinzu, welcher der 
Glättung der Steuereinnahmen dient; Verpflichtung zum Ausgleich des Stabilisierungs- und 
damit auch des Gesamthaushalts über einen Konjunkturzyklus hinweg
(3) Gestaltung der Steuerfinanzierung:
Zentralisierung aller Besteuerungskompetenzen beim Bund mit der Verpflichtung, die Länder 
(einschließlich ihrer Gemeinden) mit einer Quote zu beteiligen, die einem vorgegebenen Anteil 
am Trendwert des BIP entspricht. Verpflichtung der Länder, ihre Gemeinden trendorientiert zu 
beteiligen
 
 
(4) Quotengestaltung:
Start mit der jetzigen Quote, Änderungen jeweils nach Diskussion im Finanzplanungsrat mit 
Bundestags- und Bundesratsmehrheit; bei erfolglosem Vermittlungsverfahren erfolgt eine 
Pendelschlichtung
(5) Zuweisungsgestaltung:
Aufgliederung der Zuweisungen an die Länder (einschließlich Gemeinden) in an 
Einwohnerzahlen und Arbeitsplätzen orientierte Schlüsselzuweisungen und 
Ergänzungszuweisungen, die auf die Abgeltung externer Effekte (insbesondere bei den 
Stadtstaaten) und besonderer Bedarfe gerichtet sind (z.B. Solidarpaktmittel)
(6) Flexibilisierung der Länder- und Gemeindehaushalte:
Recht zur Erhebung von begrenzten Zuschlägen zur (Bundes-)Einkommensteuer, die analog 
zur Kirchensteuer von den jeweiligen Einwohnern zu zahlen sind
(7) Bundesschuldenfonds:
Zusammenfassung der aufgelaufenen Schulden des Bundes und der Länder in einem 
Bundesschuldenfonds, der auch als Reservoir für die Verstetigungspolitik des Bundes dient 
und dessen Zinsaufwand vorweg aus der Zuweisungsmasse der Länder sowie dem 
Steueraufkommen des Bundes bedient wird
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konjunkturellen Normalhaushalt im Prinzip annähernd repliziert werden. Hierzu müsste 
man in drei Schritten vorgehen: 
∗ Man legt – am besten in Abstimmung mit dem Sachverständigenrat – zunächst 
Werte für ein Jahr fest, in dem der Auslastungsgrad des Produktionspotenzials 
als normal betrachtet werden konnte und das Steueraufkommen deshalb keine 
konjunkturellen Über- oder Untereinnahmen aufwies. 
∗ Anschließend stellt man fest, was dem Bund und den einzelnen Ländern in 
diesem Jahr im heutigen System jeweils an Steuermitteln zugeflossen ist, was 
sie an Zinsen auf ihre Staatsschuld gezahlt haben und was ihnen nach der 
Eliminierung von Einmaleffekten jeweils an Primärhaushaltsmitteln tatsächlich 
verblieben ist. 
∗ Die Zinsverpflichtungen blieben bei Überführung der jeweiligen Schulden in 
den Bundesschuldenfonds in etwa erhalten; ihre Summe müsste folglich für 
den Bundesschuldenfonds abgezweigt werden, bevor die restlichen Steuern – 
nunmehr als reine Primäreinnahmen – auf den Bund und die einzelnen Länder 
rechnerisch verteilt werden können. Diese Verteilung könnte so gestaltet 
werden, dass die im Startjahr gültige Verteilung der Primärsalden erhalten 
bleibt. Diese Verteilungsstruktur könnte dann trendmäßig fortgeschrieben und 
jahresweise ex post immer wieder um evtl. Prognosefehler korrigiert werden. 
 
Das eben geschilderte Verfahren erlaubte wie gesagt eine Replikation der heutigen 
Verteilung der Primärsalden von Bund (einschließlich Sozialversicherung) und Ländern 
(einschließlich Gemeinden). Damit ist aber noch nicht geklärt, wie den Beteiligten der 
Weg zum Ziel ermöglicht und schmackhaft gemacht werden könnte. Hiermit sind drei 
Probleme verbunden: (1) das Saldensummen-, (2) das Saldenverteilungs- und (3) das 
Veränderungsanreiz- und Zinsfinanzierungsproblem.  
 
(1) Das Saldensummenproblem besteht darin, dass der Übergang zum Zielzustand 
voraussetzt, dass die konsolidierte Summe aller strukturellen (d.h. 
konjunkturbereinigten und um Einmaleffekte korrigierten) Primärsalden nicht 
negativ ist, d.h. dass der gesamtstaatliche strukturelle Primärsaldo wenigstens 
ausgeglichen ist. Dass dies der Fall ist, kann als relativ sicher gelten: Deutschland 
wird im Jahre 2007 vermutlich einen Primärüberschuss realisieren 
(Bundesministerium der Finanzen 2006a, 29; Sachverständigenrat 2006, Ziff. 382). 
Er wird vom Bundesfinanzministerium auf 1% geschätzt (ebd.). Da 2007 kein 
Normalhaushaltsjahr, sondern ein konjunkturell begünstigtes Jahr sein dürfte, wird 
der strukturelle Primärüberschuss niedriger als der tatsächliche liegen; auch er 
dürfte aber positiv sein. Mit einem positiven Primärüberschuss ist eine wichtige 
Basis für die Realisierung des Zielzustandes gelegt: Es ist sichergestellt, dass sich 
eine Verteilung der Primärhaushaltssalden über den Bund und die einzelnen Länder 
herstellen lässt, die jedenfalls dann für ausgeglichene Haushalte in einem 
Normalhaushaltsjahr sorgen würde, wenn die Zinsen für die gesamtstaatliche 
Schuld aus (noch zu diskutierenden) zusätzlichen Mitteln finanziert würden. 
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(2) Das Saldenverteilungsproblem resultiert daraus, dass auch ein nicht negativer 
struktureller Primärsaldo Deutschlands nicht garantiert, dass sowohl der Bund als 
auch jedes einzelne Land einen nicht negativen strukturellen Primärsaldo aufweisen, 
denn die finanziellen Situationen der einzelnen Gebietskörperschaften 
unterscheiden sich stark. Die Beantwortung der Frage wird dadurch erschwert, dass 
es in Deutschland keine offizielle Statistik der Primärsalden des Bundes und der 
einzelnen Länder und erst recht keine Statistik der strukturellen Primärsalden gibt. 
Das Bundesverfassungsgericht (2006, Abs. 155) hat in seinem Berlin-Urteil die 
(nicht konjunkturbereinigten) Primärsalden der Länder bis zum Jahr 2004 
aufgelistet. Diese Liste ist ein Beweis dafür, dass sich die Primärsalden der 
einzelnen Länder stark unterscheiden. Angesichts der Einnahmenverbesserungen 
für den Staat insgesamt, sonstiger Konsolidierungserfolge und der Umverteilung 
der Staatseinnahmen zugunsten der Länder wird man aber davon ausgehen können, 
dass die strukturellen Primärsalden aller Länder positiv sind. Für den Bund wird 
man wohl mit einer „roten Null“ rechnen können.  
 
(3) Nun zum Veränderungsanreiz- und Zinsfinanzierungsproblem. Entlastete man alle 
Länder von ihren Zinszahlungen und finanzierte man die vom 
Bundesschuldenfonds für die Länder zu zahlenden Zinsen vorab aus dem 
Steueraufkommen, würde dies dazu führen, dass z.B. Bayern nach Entlastung per 
Saldo schlechter gestellt wäre als im Status quo, während es sich etwa mit Bremen 
umgekehrt verhielte. Die Zinsausgabenquote beträgt in Bayern nämlich 3,5% und 
in Bremen 12,1%, was natürlich mit der Pro-Kopf-Verschuldung korrespondiert: 
3.333 € in Bayern, 18.517 € in Bremen (Bundesministerium der Finanzen 2006b, 
162 f.). Rechnet man mit Zinszahlungen der Länder (einschließlich Gemeinden) in 
Höhe von etwa 27 Mrd. € (s.u.), so beträgt die durchschnittliche Pro-Kopf-
Belastung bei 82,5 Mio. Einwohnern momentan etwa 327 €. Geht man von 
Zinszahlungen in Bayern (Land und Gemeinden) in Höhe von etwa 1.750 Mio. € 
aus, ergibt dies bei 12,5 Mio. Einwohnern eine Pro-Kopf-Belastung in Höhe von 
rund 140 € (grobe Schätzwerte nach Auskunft des Statistischen Bundesamtes). 
Bayern müsste bei einer Vorab-Bedienung des Bundesschuldenfonds also auf Pro-
Kopf-Einnahmen in Höhe von 327 € verzichten und gewönne eine Zinsentlastung 
von 140 €, was auf einen Pro-Kopf-Verlust von 187 € hinausliefe. Nun könnte man 
sich natürlich eine Verteilung der Steuereinnahmen nach Zinszahlungen vorstellen, 
die dazu führt, dass solche Verluste nicht auftreten. Gleichwohl könnten die Länder 
durch die Übernahme der Zinsen durch den Bundesschuldenfonds ceteris paribus 
nichts gewinnen, und die Landespolitiker würden den geschilderten Verzicht auf 
Verschuldungsmöglichkeiten sicher als Nachteil betrachten. Da die 
Ministerpräsidenten sich typischerweise der Lösung gesamtstaatlicher Probleme nur 
nachrangig verpflichtet fühlen und sich meist eher als „Landesfürsten“ gerieren, 
wäre es deshalb mehr als fraglich, ob die Einführung des Zielzustandes und die 
zugehörige Umverteilung eine Mehrheit im Bundesrat fände.  
 
Wäre dies nicht der Fall, würde die gesamtwirtschaftlich objektiv vorteilhafte 
Möglichkeit, die Situation Deutschlands durch den Übergang zum Zielzustand zu 
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verbessern, daran scheitern, dass – subjektiv gesehen – nicht alle Beteiligten davon 
angemessen profitierten. In solch einer Dilemmasituation wäre es hilfreich, wenn auf 
Zeit Mittel zur Finanzierung von Sonderzuweisungen zur Verfügung stünden. Mit diesen 
könnten – z.B. im Rahmen eines Systems von Staatsverträgen zwischen dem Bund und 
den einzelnen Ländern – vom Bund selektive Anreize mit dem Ziel gesetzt werden, alle 
Länder auf den Verzicht auf ihre Rechte zur konjunkturellen Verschuldung und auf 
Anpassungspfade einzuschwören, die in vertretbaren Zeiträumen zur Erreichung des 
Zielzustandes führen.  
 
Wie könnte man sich unter diesen Umständen die Finanzierung der Zins- und 
Anreizzahlungen vorstellen? Bei den Zinszahlungen muss man momentan mit einem 
Volumen von etwa 65 Mrd. Euro rechnen, von denen etwa 38 Mrd. auf den Bund 
(einschließlich Sozialversicherung) und etwa 27 Mrd. auf die Ländern (einschließlich 
Gemeinden) entfallen (Bundesministerium der Finanzen 2006b, 124-126).  
 
Wie am Anfang dieses Aufsatzes festgestellt wurde, muss der Primärhaushalt 
Deutschlands positiv werden. Dies bedeutet, dass Bund und Länder auch nach der 
vorgeschlagenen Haushaltsrechtsreform per Saldo einen Teil ihrer Zinsen indirekt tragen 
müssten – „indirekt“, weil diese Zinsen in einer Vorabverteilung aus den 
Steueraufkommen an dem Bundesschuldenfonds überwiesen würden und nur noch der 
Rest zur Verteilung auf die Gebietskörperschaften zur Verfügung stünde. Wie groß 
müsste dieser Teil sein? Beim Bund kann man davon ausgehen, dass er ohne eine 
Zinsentlastung motiviert ist, in absehbarer Zeit einen ausgeglichenen Normalhaushalt 
und einen positiven Primärhaushalt zu realisieren. Er sollte deshalb bei der Aufteilung 
des Steueraufkommens auf die Gesamtheit der Zinszahlungen verzichten, die der 
Schuldenfonds für ihn übernimmt (ca. 38 Mrd. Euro). Bei den Ländern wäre dagegen 
wie gesagt eine echte Zinsentlastung erforderlich, um alle Länder beim Übergang auf 
den Zielzustand besser als heute zu stellen (von zusätzlich eventuell notwendigen 
Haushaltsnotlagensanierungen wird hier abgesehen). Bei einer Entlastung von anfänglich 
etwa 5-10 Mrd. Euro für die Länderebene insgesamt müsste es möglich sein, jedes 
einzelne Land auch subjektiv besser als heute zu stellen. Den Ländern würden bei der 
Vorabverteilung dann maximal 22 statt 27 Mrd. Euro zugunsten des 
Bundesschuldenfonds abgezogen, und sie könnten per Saldo wenigstens 5 Mrd. mehr 
ausgeben. Momentan haben die Länder ein Defizit in Höhe von rund 0,5% des BIP 
(Bundesministerium der Finanzen 2006a, 22). Das strukturelle Defizit muss höher sein, 
da sich Deutschland 2006 deutlich oberhalb des Trendwachstums bewegt hat. Die 
vorgeschlagene Entlastung der Länder würde deren strukturelles Defizit um wenigstens 
0,2% reduzieren. Dies bedeutet, dass auf der Länderebene – ebenso wie beim Bund – 
weiterhin Konsolidierungsanstrengungen in Form eines Ausgabenwachstums unterhalb 
des Wachstums der Steuereinnahmen erforderlich wären, um eine Haushaltssituation zu 
realisieren, die sowohl mit strukturellen Primärüberschüssen als auch einem strukturell 
ausgeglichenen öffentlichen Gesamthaushalt (einschließlich Bundesschuldenfonds) 
verbunden ist. 
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Es erhebt sich die nun Frage, wie die eben genannten 5-10 Mrd. Euro finanziert werden 
sollten. Zusätzliche Konsolidierungsanstrengungen wären sicher angemessen, sollten – 
politikökonomisch gesehen – aber nicht speziell mit der Föderalismusreform verknüpft 
werden, weil dies die Reform blockieren könnte. Auf zusätzliche Steuererhöhungen 
sollte man wegen der damit verbundenen Fehlanreize und der nachhaltigen Minderung 
des Konsolidierungsdrucks auf der Ausgabenseite verzichten. Es wäre aber möglich, für 
eine begrenzte Zeitspanne zu zinslosen Stabilitäts-Zwangsanleihen zu greifen. Diese 
könnten in Analogie zum Solidaritätszuschlag von natürlichen Personen erhoben werden 
und müssten handelbar sein (Aufkommen des Solidaritätszuschlags 2006 gemäß 
Bundesministerium der Finanzen 2006b, 291: ca. 10,5 Mrd. €). Sie könnten also z.B. in 
Anleihen des Bundesschuldenfonds bestehen, die jährlich neu zu beschließen und von 
den Bürgern in Abhängigkeit vom Einkommen zu erwerben sind. Da solche Anleihen in 
Deutschland entgegen der Ansicht von Barro (1974) als individuelles Vermögen 
betrachtet werden dürften, entfiele eine wachstumsschädigende Wirkung (zur Kritik an 
Barros These vgl. Neumann 2006, 141 f.). Eine eventuell mit ihnen verbundene 
Reduktion anderer Ersparnisse hätte angesichts der Verbundenheit der Welt-
Kapitalmärkte nämlich vermutlich weder fühlbare Verknappungserscheinungen beim 
Kreditangebot noch Zinswirkungen zur Folge. Die Ausgleichsverpflichtung der 
öffentlichen Haushalte würde außerdem ein Erwartungs-Crowding-out verhindern. Es 
wäre ja abzusehen, dass die Volkswirtschaft auf einen Zustand zusteuert, in dem der 
Bundesschuldenfonds absolut nicht mehr wächst und in dem folglich die 
Schuldenstandsquote am BIP und die Zinslastquote entsprechend der BIP-
Wachstumsrate fallen. Damit der Konsolidierungsdruck aufrecht erhalten bleibt und die 
Länder ihre Anpassungsverpflichtungen einhalten, sollten die jeweiligen 
Entlastungszahlungen nur an solche Länder erfolgen, die sich auf dem ausgehandelten 
Konsolidierungspfad befinden; aus eventuellen Strafen resultierende Überschüsse sollten 
als Tilgungszahlungen an den Bundesschuldenfonds fließen. Das Volumen der 
Stabilitätsanleihen sollte sich nach einem ex ante festgelegten Zeitmuster degressiv 
entwickeln.  
 
Die vorstehende Lösungsstrategie dürfte sich so ausgestalten lassen, dass sie aus Sicht 
aller Beteiligten einer Win-Win-Situation entspricht. Die heute besser gestellten Länder 
würden zwar immer noch relativ weniger begünstigt; sie erhielten aber immerhin 
Zusatzzahlungen aus den Stabilisierungsanleihen. Die Landespolitiker müssten 
außerdem berücksichtigen, dass auch über ihren Haushalten und nicht nur über dem 
Bundeshaushalt im Status quo immer noch das Damoklesschwert einer Inflation von 
Haushaltsnotlagenfällen hängt und dass diese Gefahr beim Einschwenken auf den 
Zielzustand entfiele. Außerdem dürfte die Stabilisierung der Länder- und 
Gemeindeeinnahmen auch aus ihrer Sicht von Wert sein. Die Gestaltung des 
entsprechenden Systems von Staatsverträgen erforderte zugestandenermaßen einen 
komplizierten Aushandlungsprozess; der Grad der Kompliziertheit dürfte aber nicht 
wesentlich höher sein, als er es z.B. bei der Aushandlung des Solidarpakts II war.  
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